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Beratungsfolge Beratungsergebnis 

Organ/Gremium Sitzung am TOP Ja Nein Enth. 

Ortschaftsrat Elbeu 29.05.2017     

Ortschaftsrat Mose 30.05.2017     

Ortschaftsrat Farsleben 31.05.2017     

Ortschaftsrat Glindenberg 01.06.2017     

Kultur- und Sozialausschuss 01.06.2017     

Bau- und Wirtschaftsausschuss 06.06.2017     

Finanzausschuss 08.06.2017     

Hauptausschuss 12.06.2017     

Stadtrat 22.06.2017     

 
 

 
Betreff: 
Neufassung der Verwaltungsgebührensatzung 
 

 

 
Beschluss:  
 
Der Stadtrat der Stadt Wolmirstedt beschließt die Neufassung der Verwaltungsgebührensat-
zung der Stadt Wolmirstedt entsprechend des als Anlage beigefügten Entwurfs. 
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Sachdarstellung:  
 
Die Erhebung kommunaler Verwaltungsgebühren für bestimmte Verwaltungstätigkeiten setzt 
voraus, dass Amtshandlungen durch den Tatbestand einer rechtswirksamen Satzung erfasst 
sein müssen. So dürfen Verwaltungsgebühren nach § 4 Kommunalabgabengesetz LSA 
(KAG LSA) nur für besondere Verwaltungsleistungen in Selbstverwaltungsangelegenheiten   
-Angelegenheiten im eigenen Wirkungskreis- der Stadt erhoben werden. Dies sind solche 
Angelegenheiten, die der Stadt zur selbstständigen Wahrnehmung ohne staatliches Wei-
sungsrecht überlassen bzw. durch Gesetz oder sonstige Rechtsvorschriften zugewiesen 
wurden. In der Anlage „Gebührentarif“ zur vorliegenden Neufassung der Verwaltungsgebüh-
rensatzung sind diese gebührenpflichtigen Amtshandlungen ersichtlich.  
 
Der Stadtrat hatte sich letztmalig im Jahre 2010 mit einer Verwaltungskostensatzung befasst. 
Im Jahr 2012 wurde auch die zu Grunde liegende Allgemeine Gebührenordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt (AllGO LSA) überarbeitet. Eine weitere Notwendigkeit die Verwaltungsge-
bührensatzung zu aktualisieren ergab sich aus ihrer Doppelfunktion. So wurden in ihr sowohl 
Verwaltungskosten als auch Nutzungsgebühren festgelegt. Zukünftig werden die Nutzungs-
gebühren in einer separaten Satzung festgeschrieben, wie es auch vom Landkreis Börde 
empfohlen wurde. Hinzugefügt wurde auch die von vielen Gemeinden bereits eingeführte 
Streitwerttabelle bei Rechtsbehelfen, die einer Verbesserung der Transparenz dient. Somit 
führt die Neufassung der Verwaltungsgebührensatzung zu höherer Übersichtlichkeit und 
Eindeutigkeit bei der Erhebung von Gebühren.  
 

  
 
 

 Fortsetzung Ergänzungsblatt Nr.            

  Mitwirkungsverbot gem. § 33 KVG LSA bestand nicht   
  Mitwirkungsverbot gem. § 33 Abs.       KVG LSA bestand für         

         

 Finanzielle Auswirkungen?       
  ja  nein       
         

 1 2 3  

 Gesamtkosten der Maßnahme 
(Anschaffungs-/ Herstellungs-
kosten) in Euro: 0 

Jährliche Folgekosten/-
lasten in Euro: 0 

Objektbezogene Einnah-
men (Zuschüsse/ Beiträge) 
in Euro: 0  

 

          

       

 Veranschlagung: im Haushalt              ja                           nein   
  im Haushaltsjahr/Finanzplanjahr  2017   
  Produktkonto:          
      

         
 
 
 
Anlagen: 
1. Satzung 
2. Gebührentarif 
3. Synopse 
4. Vergleich Kostentarif 
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